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An RAW Kommunale Beschäftigungspolitik und Qualifizierung, Übergänge in 
. Ausbildung und Beruf, Fachkräfte- und Nachwuchskräftegewinnung, Fr. Dr. Ziolek­
Skrzypczak 

Stadtratsfraktionen Die Grünen Rosa Liste, SPD, Volt 

Geflüchtete Menschen schnell in Arbeit bringen 

Antrag vom 16.03.2022 - Nachbericht 

Sehr geehrte Frau Dr. Ziolek-Skrzypczak, 

f . • J

für den Nachbericht zum Antrag der Stadtratsfraktionen übermitteln wir für das KVR folgenden
Textbeitrag: 

· · 

An den ausländerrechtlichen Voraussetzungen für die Erwerbstätigkeit Geflüchteter aus der 
Ukraine und den bei der Ausländerbehörde implementierten Verfahren hat sich seit der letzten 
Berichterstattung im November 2022 nichts geändert. 

Dementsprechend erhalten alle ukrainischen Staatsangehörigen, die ihren Antrag auf 
vorübergehenden Sch�tz gern. § 24 AufenthG online stellen bereits mit der 
Eingangsbestätigung eine automatisiert erstellte Arbeitserlaubnis, die in Verbindung mit dem 
ukrainischen Pass zur sofortigen Arbeitsaufnahme berechtigt. Personen, die ihren Antrag in 
Papierforf'!l einreichen, erhalten die Arbeitserlaubnis mit der Fiktionsbescheinigung. f nsgesamt 
hat die Ausläriderbehörde inzwischen 17.450 Aufenthaltstitel nach § 24 AufenthG erteilt. 

Aufgrund des EU-Ratsbeschlusses zur sog. ,,Massenzustrom-Richtlinie" sind alle diese 
Aufenthaltstitel auf den 04. März 2024 befristet. Bislang ist noch nicht bekannt, wie der 
Aufenthalt der schutzsuchenden Personen ab diesem Zeitpunkt geregelt wird. Nach 
Informationen der Ausländerbehörde ist mit einer diesbezüglichen Entscheidung hicht vor 
September 2023 zu rechnen. Vor diesem Hintergrund ist den Ukrainer*innen, die 
zwischenzeitlich eine Erwerbstätigkeit aufgenommen haben und die die Voraussetzungen für 
einen Aufenthaltstitel zur Beschäftigung oder Ausbildung erfüllen, zu empfehlen, umgehend 
einen entsprechenden Antrag bei der Ausländerbehörde zu stellen, um sich diese 
Bleibeperspektive unabhängig von der erwarteten Entscheidung über den vorübergehenden 
Schutz zu sichern. 

Geflüchtete aus anderen Herkunftsländern, die keinen Anspruch auf eine Aufenthaltserlaubnis 
nach § 24 AufenthG haben, haben die Möglichkeit, einen Antrag auf Aufenthalt zu einem 
anqeren Aufenthaltszweck zu stellen. Bislang sind ca. 120 solche Anträge bei der 

· Ausländerbehörde eingegangen, über die noch nicht sämtlich entschieden ist. Ungefahr 30
Personen haben Aufenthaltserlaubnisse für einen Bundesfreiwilligendienst oder ein freiwilliges

· soziales Jahr erhalten.· · 
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